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manitärer Soforthilfe gestärkt werden kann, aufbauend auf den
bestehenden Abkommen und den laufenden Initiativen; 

12. ersucht den Generalsekretär, mit den Mitgliedstaa-
ten, die militärische Mittel zur Bewältigung von Naturkata-
strophen anbieten, systematischere Verbindungen aufzubau-
en, um die Verfügbarkeit solcher Mittel festzustellen; 

13. stellt fest, dass das Zentralregister der Katastrophen-
management-Kapazitäten, einschließlich des Verzeichnisses
der Spitzentechnologien für Katastrophenbewältigung, zur
Unterstützung der Planung von Katastrophenvorsorge- und
-bewältigungsmaßnahmen dienen kann, und ersucht den Ge-
neralsekretär, Vorschläge darüber vorzulegen, wie sich seine
Relevanz steigern lässt; 

14. legt den Gebern nahe, zu bedenken, wie wichtig es
ist, sicherzustellen, dass die Hilfe, die im Falle von Naturka-
tastrophen gewährt wird, die ein breites Interesse in der Öf-
fentlichkeit finden, nicht zu Lasten derjenigen Katastrophen
geht, die relativ wenig Beachtung finden, wobei zu berück-
sichtigen ist, dass sich die Bereitstellung von Ressourcen nach
dem jeweiligen Bedarf zu richten hat;

15. erkennt an, dass Informations- und Telekommunika-
tionstechnologien eine wichtige Rolle bei der Katastrophen-
bewältigung spielen können, ermutigt die Mitgliedstaaten, Te-
lekommunikationskapazitäten für die Reaktion auf Notfälle
aufzubauen, und ermutigt die internationale Gemeinschaft, die
Anstrengungen der Entwicklungsländer auf diesem Gebiet bei
Bedarf zu unterstützen; 

16. legt den Staaten nahe, sofern sie dem am 8. Januar
2005 in Kraft getretenen Übereinkommen von Tampere über
die Bereitstellung von Telekommunikationsmitteln zur Kata-
strophenmilderung und für Katastrophenhilfseinsätze148 noch
nicht beigetreten sind beziehungsweise es noch nicht ratifiziert
haben, dies in Erwägung zu ziehen; 

17. befürwortet, soweit angebracht, den weiteren Einsatz
von weltraum- und bodengestützten Fernerkundungstechni-
ken sowie den Austausch geografischer Daten für die Vorbeu-
gung, die Begrenzung und das Management von Naturkata-
strophen; 

18. ermutigt die Mitgliedstaaten, die zuständigen Orga-
nisationen der Vereinten Nationen und die internationalen Fi-
nanzinstitutionen, die globalen Kapazitäten für eine nachhal-
tige Katastrophennachsorge in Bereichen wie der Koordinie-
rung mit traditionellen und nichttraditionellen Partnern, der
Ermittlung und Verbreitung der gewonnenen Erfahrungen, der
Entwicklung gemeinsamer Instrumente und Mechanismen zur
Ermittlung des Nachsorgebedarfs, der Strategieentwicklung
und -programmierung und der Einbeziehung der Risikomin-
derung in alle Nachsorgeprozesse auszubauen, und begrüßt die
derzeit zu diesem Zweck unternommenen Bemühungen; 

19. ersucht das System der Vereinten Nationen, seine
Koordinierung der Katastrophennachsorgemaßnahmen von
der Nothilfe zur Entwicklung zu verbessern, unter anderem

durch die Verstärkung der institutionellen, koordinatorischen
und strategischen Planungsmaßnahmen im Bereich der Kata-
strophennachsorge zur Unterstützung der nationalen Behör-
den; 

20. betont, wie wichtig ein rascher Zugang zu Finanzmit-
teln ist, um eine berechenbarere und rascher einsetzende Re-
aktion der Vereinten Nationen auf humanitäre Notlagen zu ge-
währleisten, und begrüßt in dieser Hinsicht, dass mit ihrer Re-
solution 60/124 vom 15. Dezember 2005 der Zentrale Fonds
für die Reaktion auf Notsituationen eingerichtet wurde;

21. ersucht den Generalsekretär, sich weiter für die Ver-
besserung der internationalen Maßnahmen zur Bewältigung
von Naturkatastrophen einzusetzen und der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu
erstatten. 

RESOLUTION 61/132

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 14. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.44 und Add.1, einge-
bracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivi-
en, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulga-
rien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutsch-
land, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guate-
mala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Re-
publik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambo-
dscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Ko-
lumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokrati-
sche Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Li-
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Ma-
rokko, Marshallinseln, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von),
Moldau, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neu-
seeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Pakistan,
Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Samoa, San
Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Serbien, Simbabwe, Singapur, Slo-
wakei, Slowenien, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen,
Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische
Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Ver-
einigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

61/132. Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation,
des Wiederaufbaus und der Vorbeugung nach der
Tsunami-Katastrophe im Indischen Ozean

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/182 vom 19. De-
zember 1991, 57/152 vom 16. Dezember 2002, 57/256 vom
20. Dezember 2002, 58/25 vom 5. Dezember 2003, 58/214 und
58/215 vom 23. Dezember 2003, 59/212 vom 20. Dezember
2004, 59/231 und 59/233 vom 22. Dezember 2004, 59/279
vom 19. Januar 2005 und 60/15 vom 14. November 2005, 148 United Nations, Treaty Series, Vol. 2296, Nr. 40906.
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Kenntnis nehmend von der Erklärung über Maßnahmen zur
Verstärkung der Soforthilfe, der Rehabilitation, des Wieder-
aufbaus und der Vorbeugung nach der Erdbeben- und Tsuna-
mi-Katastrophe vom 26. Dezember 2004, die auf der Sonder-
tagung führender Politiker des Verbands Südostasiatischer
Nationen am 6. Januar 2005 in Jakarta verabschiedet wurde149,

unter Hinweis auf die Erklärung von Hyogo150 und den
Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015151 sowie die gemeinsa-
me Erklärung der Sondertagung über die Katastrophe im In-
dischen Ozean152, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in
Kobe (Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz für Kata-
strophenvorsorge verabschiedet wurden, 

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs153,

mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass das Büro
des Sondergesandten der Vereinten Nationen für Tsunami-
Wiederaufbau im April 2006 das Globale Konsortium für die
vom Tsunami betroffenen Länder einberief, zu dem nationale
Regierungen, Einrichtungen der Vereinten Nationen, andere
zwischenstaatliche Organisationen, die internationalen Fi-
nanzinstitutionen, Konsortien nichtstaatlicher Organisationen
und Geberregierungen zusammentrafen, um gemeinsame
Prioritäten zu ermitteln und Maßnahmen durchzuführen, die
darauf ausgerichtet sind, eine gemeinwesengesteuerte Ent-
wicklung herbeizuführen, Finanzierungslücken zu decken,
Rechenschaftspflicht und Transparenz zu fördern, die Verrin-
gerung des Katastrophenrisikos, die Widerstandskraft gegen
Katastrophen und ein wirksames, unter anderem den Men-
schen in den Mittelpunkt stellendes Frühwarnsystem in natio-
nale Entwicklungspläne zu integrieren, die soziale und physi-
sche Infrastruktur aufzubauen und Mikrofinanzierungsaktivi-
täten zu unterstützen, 

unter Begrüßung der abschließenden Tagung des Globalen
Konsortiums für die vom Tsunami betroffenen Länder, die am
15. November 2006 in New York unter dem Vorsitz von Herrn
William Jefferson Clinton, dem ehemaligen Präsidenten der
Vereinigten Staaten von Amerika, in seiner Eigenschaft als
Sondergesandter für Tsunami-Wiederaufbau abgehalten wur-
de, um die erzielten Fortschritte zu überprüfen und die zentra-
len Ziele für die Wiederherstellung und den Wiederaufbau
festzulegen, 

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Abhaltung
der dritten Internationalen Konferenz über Frühwarnung vom
27. bis 29. März 2006 in Bonn (Deutschland), 

betonend, dass Risikominderungsstrategien ausgearbeitet
und gegebenenfalls in nationale Entwicklungspläne integriert

werden müssen, insbesondere mittels Umsetzung der Interna-
tionalen Katastrophenvorbeugungsstrategie, um so die Wider-
standskraft von Bevölkerungen gegen Katastrophen zu stärken
und die Risiken für die Menschen, ihre Lebensgrundlagen, die
soziale und wirtschaftliche Infrastruktur und die Umweltres-
sourcen zu mindern, sowie betonend, dass die Regierungen
wirksame nationale Pläne für Gefahrenwarnsysteme ausarbei-
ten und umsetzen müssen, die auf die Verringerung des Kata-
strophenrisikos ausgerichtet sind, 

hervorhebend, dass die Katastrophenvorsorge, einschließ-
lich der Verringerung der Anfälligkeit für Naturkatastrophen,
in erheblichem Maße zur Verwirklichung einer nachhaltigen
Entwicklung beiträgt, 

unter Begrüßung der Rolle, die die Zwischenstaatliche
Ozeanografische Kommission der Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur bei der Ein-
richtung und Anwendung des Systems für Tsunami-Warnung
und -Folgenbegrenzung im Indischen Ozean in Anbetracht
dessen wahrnimmt, wie wichtig es ist, die für wirksame Vor-
kehrungen zur Tsunami-Frühwarnung unerlässliche regionale
und subregionale Zusammenarbeit und Koordinierung zu ver-
stärken,

Kenntnis nehmend von dem am 16. Februar 2005 auf dem
dritten Erdbeobachtungsgipfel in Brüssel verabschiedeten
Kommuniqué betreffend die Unterstützung von Warnsyste-
men für Tsunamis und Mehrfachrisiken im Rahmen des Glo-
balen Systems der Erdbeobachtungssysteme, das die Interope-
rabilität der Systeme und einen kostenlosen und offenen Aus-
tausch von Echtzeitdaten unterstützt,

unter Begrüßung der Einrichtung des Freiwilligen Treu-
handfonds mehrerer Geber für Vorkehrungen zur Tsunami-
Frühwarnung im Indischen Ozean und in Südostasien und mit
der Bitte an die Regierungen, die Geberländer, die in Betracht
kommenden internationalen Organisationen, die internationa-
len und regionalen Finanzinstitutionen, den Privatsektor und
die Zivilgesellschaft, zu erwägen, in Form von finanziellen
Beiträgen und technischer Zusammenarbeit zur Unterstützung
der Einrichtung des Tsunami-Frühwarnsystems im Einklang
mit den Bedürfnissen der Länder des Indischen Ozeans und
Südostasiens zu dem Treuhandfonds beizutragen, damit er zur
Entwicklung eines integrierten Frühwarnsystems beisteuern
kann, das mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet ist und
ein Netzwerk von mit dem globalen System verbundenen Ko-
operationszentren umfasst, 

betonend, dass auch weiterhin die Entschlossenheit unter
Beweis gestellt werden muss, den betroffenen Ländern und ih-
rer Bevölkerung, insbesondere den schwächsten Gruppen, da-
bei behilflich zu sein, sich vollständig von den verheerenden
und traumatischen Auswirkungen der Katastrophe zu erholen,
namentlich auch bei ihren mittel- und langfristigen Rehabili-
tations- und Wiederaufbaumaßnahmen, und die diesbezügli-
chen Hilfsmaßnahmen der Regierungen und der internationa-
len Gemeinschaft begrüßend, 

1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Anstren-
gungen, die die Regierungen der betroffenen Länder unterneh-
men, um die Rehabilitations- und Wiederaufbauphase durch-

149 A/59/669, Anlage.
150 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
151 Hyogo Framework for Action 2005–2015: Building the Resilience of
Nations and Communities to Disasters (A/CONF.206/6 und Corr.1,
Kap. I, Resolution 2).
152 Common statement of the special session on the Indian Ocean disaster:
risk reduction for a safer future (A/CONF.206/6 und Corr.1, Anlage II).
153 A/61/87-E/2006/77.
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zuführen und die finanzielle Transparenz und Rechenschafts-
pflicht bei der Weiterleitung und dem Einsatz von Ressourcen
zu erhöhen, gegebenenfalls auch durch die Heranziehung in-
ternationaler öffentlicher Rechnungsprüfer; 

2. lobt den Geist der internationalen Solidarität und Zu-
sammenarbeit bei der Bewältigung dieser Katastrophe, den die
internationale Gemeinschaft, die Geberregierungen, die Zivil-
gesellschaft, der Privatsektor und Einzelpersonen mit ihrer ra-
schen Reaktion, ihrer fortgesetzten Unterstützung, ihrer groß-
zügigen Hilfe und ihren Beiträgen bei den Soforthilfe-, Reha-
bilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen bewiesen haben; 

3. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der fortgesetz-
ten Arbeit von Herrn William Jefferson Clinton, dem ehema-
ligen Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika und
Sondergesandten der Vereinten Nationen für Tsunami-Wie-
deraufbau, und seinen verschiedenen Initiativen und ermutigt
ihn, seine Anstrengungen zur Erhaltung des politischen Wil-
lens, zur Förderung der Prioritätensetzung und der Integration
der Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft, insbeson-
dere der regionalen und internationalen Finanzinstitutionen,
der Zivilgesellschaft und des Privatsektors, zur Unterstützung
der von den Regierungen der betroffenen Länder betriebenen
mittel- und langfristigen Rehabilitations-, Wiederaufbau- und
Risikominderungsmaßnahmen fortzusetzen;

4. legt den Gebergemeinschaften und den internationa-
len und regionalen Finanzinstitutionen sowie dem Privatsektor
und der Zivilgesellschaft nahe, die bestehenden Partnerschaf-
ten zu verstärken und dem mittel- und langfristigen Rehabili-
tations- und Wiederaufbaubedarf der betroffenen Länder wei-
ter entgegenzukommen;

5. befürwortet die weitere wirksame Koordinierung
zwischen den Regierungen der betroffenen Länder, den zu-
ständigen Organen des Systems der Vereinten Nationen, den
internationalen Organisationen, den Geberländern, den regio-
nalen und internationalen Finanzinstitutionen, der Zivilgesell-
schaft, der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Be-
wegung und den Privatsektoren, die sich an den Rehabilita-
tions- und Wiederaufbaumaßnahmen beteiligen, um sicherzu-
stellen, dass die bestehenden gemeinsamen Programme wirk-
sam durchgeführt werden, unnötige Doppelarbeit verhindert
und die Anfälligkeit für künftige Naturgefahren vermindert
wird sowie bei Bedarf den verbleibenden humanitären Bedürf-
nissen auf angemessene Weise entsprochen wird;

6. hebt die Notwendigkeit hervor, stärkere Institutio-
nen, Mechanismen und Kapazitäten auf regionaler, nationaler
und lokaler Ebene zu schaffen, wie in der Erklärung von
Hyogo150 und im Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015151 be-
kräftigt, und die Aufklärung und Sensibilisierung der Öffent-
lichkeit und die Einbindung der Gemeinwesen zu fördern, um
die Widerstandskraft gegen Gefahren und Katastrophen syste-
matisch zu erhöhen und die Risiken für die Bevölkerung und
deren Katastrophenanfälligkeit zu mindern, so auch durch ein
wirksames und dauerhaftes Tsunami-Warnsystem, insbeson-
dere in den tsunamigefährdeten Ländern;

7. fordert die Staaten auf, die Erklärung von Hyogo und
den Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015 vollständig umzu-

setzen, insbesondere die Verpflichtungen zur Gewährung von
Hilfe für katastrophengefährdete Entwicklungsländer und von
Katastrophen heimgesuchte Staaten, die sich in der Über-
gangsphase zu einer nachhaltigen physischen, sozialen und
wirtschaftlichen Erholung befinden, um sie bei Risikominde-
rungsaktivitäten in Prozessen der Wiederherstellung und Re-
habilitation nach Katastrophen zu unterstützen; 

8. betont, wie wichtig und notwendig es ist, dass die Re-
gierungen der betroffenen Länder, das System der Vereinten
Nationen und die internationalen und regionalen Finanzinsti-
tutionen den Prozess des Wiederaufbaus anhand der nationa-
len Daten der betroffenen Länder und unter Verwendung einer
einheitlichen Methodik regelmäßig neu überprüfen, um die
Fortschritte zu bewerten sowie Lücken und Prioritäten aufzu-
zeigen, und während der Wiederherstellungs- und Wiederauf-
bauphase die örtlichen Gemeinwesen einbeziehen, um einen
besseren Wiederaufbau zu ermöglichen; 

9. betont die Notwendigkeit, die Transparenz und Re-
chenschaftspflicht unter den Gebern und den Empfängerlän-
dern unter anderem mittels eines einheitlichen Online-Verfol-
gungssystems für Finanz- und Sektorinformationen zu för-
dern, und hebt hervor, wie wichtig es ist, dass aktuelle und ge-
naue Informationen über den ermittelten Bedarf sowie die
Quellen und die Verwendung der Finanzmittel vorliegen und
dass die Geber bei Bedarf auch künftig Unterstützung für die
Weiterentwicklung der Online-Verfolgungssysteme in den be-
troffenen Ländern gewähren;

10. betont, dass die zuständigen Organe des Systems der
Vereinten Nationen, die internationalen Organisationen, die
regionalen und internationalen Finanzinstitutionen, die Zivil-
gesellschaft und der Privatsektor die Programme im Einklang
mit den von den Regierungen der vom Tsunami betroffenen
Länder ermittelten Bedürfnissen und vereinbarten Prioritäten
durchführen und volle Transparenz und Rechenschaftspflicht
für ihre Programmtätigkeiten gewährleisten müssen; 

11. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Anstren-
gungen, die die internationalen Organisationen, die Geberlän-
der und die maßgeblichen Organisationen der Zivilgesell-
schaft unternehmen, um die Regierungen der betroffenen Län-
der beim Aufbau nationaler Warn- und Reaktionskapazitäten
für Tsunamis zu unterstützen, mit dem Ziel, die Öffentlichkeit
stärker zu sensibilisieren und Unterstützung auf Gemeinwese-
nebene zur Verringerung des Katastrophenrisikos zu gewäh-
ren; 

12. ermutigt die internationalen Organisationen und die
Regierungen, verstärkte und beschleunigte Unterstützung zu
gewähren, damit das System für Tsunami-Warnung und -Fol-
genbegrenzung im Indischen Ozean im Rahmen der Zwi-
schenstaatlichen Ozeanografischen Kommission als das ge-
eignete Instrument für die für eine wirksame Tsunami-War-
nung auf nationaler Ebene erforderliche rasche und rechtzei-
tige Weitergabe von Alarmsignalen und dazugehörigen Infor-
mationen weiterentwickelt, angewandt und aufrechterhalten
werden kann; 

13. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin nach
Möglichkeiten zu suchen, wie die Schnelleingreifkapazität der
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internationalen Gemeinschaft zur Bereitstellung humanitärer
Soforthilfe gestärkt werden kann, aufbauend auf den bestehen-
den Abkommen und den laufenden Initiativen; 

14. legt dem Nothilfekoordinator nahe, sich auch weiter-
hin um die Stärkung der Koordinierung der humanitären Hilfe
zu bemühen, und fordert die zuständigen Organisationen der
Vereinten Nationen sowie die anderen Akteure im humanitä-
ren und im Entwicklungsbereich auf, bei der Verbesserung der
Koordinierung, der Wirksamkeit und der Effizienz der huma-
nitären Hilfe mit dem Sekretariats-Amt für die Koordinierung
humanitärer Angelegenheiten zusammenzuarbeiten;

15. legt den Regierungen und dem System der Vereinten
Nationen eindringlich nahe, bei der Vorsorgeplanung für den
Katastrophenfall und der Bewältigung von Naturkatastrophen
sowie bei der Durchführung von Wiederherstellungs-, Reha-
bilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen eine Geschlechter-
perspektive zu integrieren und sicherzustellen, dass Frauen in
allen Phasen des Katastrophenmanagements aktiv und gleich-
gestellt mitwirken; 

16. betont, wie wichtig ein koordinierter Prozess der Be-
wertung der Erkenntnisse ist, die im Zusammenhang mit der
internationalen Reaktion auf eine bestimmte humanitäre Not-
situation gewonnen wurden, und nimmt Kenntnis von den An-
strengungen der Regierungen der betroffenen Länder, der Ge-
berregierungen und der internationalen Organisationen, Be-
richte über die Evaluierungen der Tsunami-Katastrophe im In-
dischen Ozean und die daraus gewonnenen Erkenntnisse vor-
zulegen154; 

17. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über den Wirt-
schafts- und Sozialrat auf seiner Arbeitstagung 2007 unter dem
Punkt „Verstärkte Koordinierung der humanitären Hilfe und
Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen, einschließlich der
Wirtschaftssonderhilfe“ über die Durchführung dieser Reso-
lution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 61/133

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 14. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.45 und Add.1, einge-
bracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Australien, Belgien, Brasili-
en, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Grena-
da, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Kap Verde, Kroatien,
Lettland, Litauen, Luxemburg, Mali, Malta, Mexiko, Moldau, Monaco, Montene-
gro, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden,
Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste, Tschechische
Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

61/133. Sicherheit des humanitären Personals und Schutz
des Personals der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezem-
ber 1991 über die stärkere Koordinierung der humanitären
Nothilfe der Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf alle einschlägigen Resolutionen über die
Sicherheit des humanitären Personals und den Schutz des Per-
sonals der Vereinten Nationen, namentlich ihre Resolution
60/123 vom 15. Dezember 2005, sowie die Resolution 1502
(2003) des Sicherheitsrats vom 26. August 2003 und die ein-
schlägigen Erklärungen des Präsidenten des Rates,

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen des Sicherheits-
rats und Erklärungen seines Präsidenten sowie die Berichte des
Generalsekretärs an den Rat betreffend den Schutz von Zivil-
personen in bewaffneten Konflikten, 

ferner unter Hinweis auf alle einschlägigen Bestimmungen
des Völkerrechts, einschließlich des humanitären Völker-
rechts und der internationalen Menschenrechtsnormen sowie
alle einschlägigen Verträge155,

erneut erklärend, dass es geboten ist, die Achtung vor den
Grundsätzen und Regeln des Völkerrechts, einschließlich des
humanitären Völkerrechts, zu fördern und zu gewährleisten, 

daran erinnernd, dass nach dem Völkerrecht die Haupt-
verantwortung für die Sicherheit und den Schutz von humani-
tärem Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal bei der Regierung liegt, die einen
nach der Charta der Vereinten Nationen beziehungsweise nach
ihren Abkommen mit den zuständigen Organisationen durch-
geführten Einsatz der Vereinten Nationen in ihrem Lande auf-
nimmt, 

mit der nachdrücklichen Aufforderung an alle an bewaff-
neten Konflikten beteiligten Parteien, ihren Verpflichtungen
aus dem humanitären Völkerrecht, insbesondere den Genfer
Abkommen vom 12. August 1949156 und den dazugehörigen
Zusatzprotokollen vom 8. Juni 1977157, nachzukommen, die

154 Es handelt sich um folgende Berichte: „The 2004 Indian Ocean Tsuna-
mi Disaster: Evaluation of UNICEF’s Response (Emergency and Initial
Recovery Phase)“, „Survivors of the Tsunami: One Year Later – UNDP
Assisting Communities to Build Back Better“, „Towards a United Na-
tions humanitarian assistance programme for disaster response and re-
duction: Lessons learned from the Indian Ocean tsunami disaster“,
„Building a land of hope: one year report“, „Joint evaluation of the inter-
national response to the Indian Ocean tsunami: synthesis report“.

155 Dazu gehören insbesondere das Übereinkommen vom 13. Februar
1946 über die Vorrechte und Immunitäten der Vereinten Nationen, das
Übereinkommen vom 21. November 1947 über die Vorrechte und Immu-
nitäten der Sonderorganisationen, das Übereinkommen vom 9. Dezember
1994 über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und bei-
geordnetem Personal, das Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten und die Zusatzprotokolle vom
8. Juni 1977 zu den Genfer Abkommen sowie das Protokoll II in der am
3. Mai 1996 geänderten Fassung zu dem Übereinkommen vom 10. Ok-
tober 1980 über das Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes be-
stimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen
oder unterschiedslos wirken können.
156 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1954 II S. 781; LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl.
Nr. 155/1953; AS 1951 181 207 228 300.
157 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1990 II S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; öBGBl. Nr. 527/1982; AS 1982 1362
(Protokoll I); dBGBl. 1990 II S. 1637; LGBl. 1989 Nr. 63; öBGBl.
Nr. 527/1982; AS 1982 1432 (Protokoll II).




